
Suchergebnisse: Washington

12. Dezember 1916 – Die Mittelmächte machen der USA ein Friedensangebot

Berlin - Washington * Die Mittelmächte wenden sich mit einem Friedensangebot an den

amerikanischen Präsidenten Woodrow Wilson. Die Entente weist das Angebot zurück. 

22. Januar 1917 – US-Präsident Wilson fordert einen Frieden ohne Sieger

Washington * In einer Rede vor dem amerikanischen Senat fordert Präsident Woodrow Wilson

einen Frieden ohne Sieger. 

3. Februar 1917 – Die USA brechen die diplomatischen Beziehungen zu Deutschland ab

Washington * Die USA brechen die diplomatischen Beziehungen zu Deutschland ab.&nbsp;

7. Dezember 1917 – Die USA erklären Österreich-Ungarn den Krieg

Washington - Wien * Der amerikanische Kongress beschließt einstimmig die Kriegserklärung der

Vereinigten Staaten von Amerika an Österreich-Ungarn.

11. Dezember 1917 – Kriegserklärung der USA an Österreich-Ungarn verkündet

Washington - Wien * Die Kriegserklärung der Vereinigten Staaten von Amerika an

Österreich-Ungarn wird offiziell verkündet. Im k.u.k. Ministerium des Äußern kann die

amerikanische Kriegerklärung jedoch erst am 18. Dezember 1917 in Empfang genommen

werden.

18. Dezember 1917 – US-Kriegserklärung von Österreich-Ungarn entgegengenommen

Wien - Washington * Das k.u.k. Ministerium des Äußern nimmt die amerikanische

Kriegerklärung vom 11. Dezember 1917 gegen Österreich-Ungarn entgegen. 
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18. Dezember 1917 – Der US-Senat schlägt die Einführung der Prohibition vor

Washington * In den USA schlägt der Senat unter dem erheblichen Druck der

Enthaltsamkeitsbewegung die Einführung der Prohibition vor. Herstellung, Verkauf und Transport

alkoholischer Getränke sollen dadurch verboten werden. Die Bestimmung wird am 16. Januar

1919 ratifiziert und tritt am 17. Januar 1920 in Kraft. 

28. Dezember 1917 – Die US-Eisenbahngesellschaften werden verstaatlicht

Washington * Die amerikanische Regierung verstaatlicht zur Sicherung der

Nachschublieferungen für den Krieg die amerikanischen Eisenbahngesellschaften. 

8. Januar 1918 – Präsident Woodrow Wilsons 14-Punkte-Programm

Washington - Berlin * Der US-amerikanische Präsident Woodrow Wilson schlägt ein

14-Punkte-Programm vor. Es sieht Folgendes vor:       „Offene, öffentlich abgeschlossene

Friedensverträge. Danach sollen keinerlei geheime internationale Abmachungen mehr bestehen,

sondern die Diplomatie soll immer aufrichtig und vor aller Welt getrieben werden“.   

„Uneingeschränkte Freiheit der Schifffahrt auf den Meeren, außerhalb der Territorialgewässer, im

Frieden sowohl wie im Kriege, […]“.    „Möglichste Beseitigung aller wirtschaftlichen Schranken

und Herstellung einer Gleichheit der Handelsbedingungen für alle Nationen, […]“.   

„Entsprechende gegenseitige Bürgschaften für die Beschränkung der Rüstungen der Nationen

auf das niedrigste, mit der Sicherheit im Innern vereinbare Maß“.    „Freier, unbefangener und

völlig unparteiischer Ausgleich aller kolonialen Ansprüche, […]“.    „Räumung des ganzen

russischen Gebietes und ein Einvernehmen über alle auf Russland bezüglichen Fragen, […]“.   

„Belgien muss […] geräumt und wiederhergestellt werden, […]“.    „Das ganze französische

Gebiet muss geräumt und die besetzten Teile wiederhergestellt werden. […]“.    „Berichtigung der

Grenzen Italiens nach den genau erkennbaren Abgrenzungen der Volksangehörigkeit“.    „Den

Völkern Österreich-Ungarns […] sollte die freieste Gelegenheit zu autonomer Entwicklung

zugestanden werden“.    „Rumänien, Serbien und Montenegro sollten geräumt, die besetzten

Gebiete zurückgegeben werden. […]“.    „Den türkischen Teilen des Osmanischen Reiches sollte

eine unbedingte Selbstständigkeit gewährleistet werden. Den übrigen Nationalitäten dagegen, die

zurzeit unter türkischer Herrschaft stehen, sollte eine zuverlässige Sicherheit des Lebens und

eine völlig ungestörte Gelegenheit zur selbstständigen Entwicklung gegeben werden. […]“.    „Ein

unabhängiger polnischer Staat sollte errichtet werden, der alle Gebiete einzubegreifen hätte, die

von unbestritten polnischer Bevölkerung bewohnt sind; […]“.    „Ein allgemeiner Verband der
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Nationen muss gegründet werden mit besonderen Verträgen zum Zweck gegenseitiger

Bürgschaften für die politische Unabhängigkeit und die territoriale Unverletzbarkeit der kleinen

sowohl wie der großen Staaten“.        Mit Woodrow Wilsons 14-Punkte-Programm sollen die

deutsch-russischen Friedensverhandlungen unterlaufen werden. Schon deshalb lehnt das

Deutsche Reich das Programm ab. 

11. August 1918 – Die Tschechen dürfen an den Verhandlungen der Alliierten teilnehmen

Washington * Die USA erlauben die Teilnahme der Tschechen als kriegsteilnehmende Macht an

den Verhandlungen der Alliierten. 

31. August 1918 – Präsident Wilson bezeichnet Deutschland als verbrecherische Macht

Washington * Der US-Präsident Woodrow Wilson bezeichnet das Deutsche Reich als

„verbrecherische Macht“, weil es ein Anschlag auf das Recht freier Männer zur Gestaltung des

eigenen Schicksals ist. „Es ist ein Krieg, die Nationen und Völker der Welt gegen jede solche

Macht, wie die heutige deutsche Autokratie sie darstellt, zu sichern, es ist ein Bekenntniskrieg,

und ehe er gewonnen ist, können die Menschen nirgends frei von Furcht leben.“ 

3. September 1918 – Die USA erkennen den Nationalrat der Tschechen und Slowaken an

Washington * Nach Großbritannien [3. Juni 1918] und Frankreich [29. Juni 1918] erkennen nun

auch die USA den Nationalrat der Tschechen und Slowaken als rechtmäßige Vertreter ihrer

Nation an. 

17. September 1918 – Ablehnung des österreichisch-ungarischen Vorschlages

Washington - Wien * US-Präsident Woodrow Wilson lehnt eine halbe Stunde nach Erhalt der

Note den österreichisch-ungarischen Vorschlag vom 14. September für eine inoffizielle Konferenz

ab.    In der Begründung heißt es: „Wir haben wiederholt und in vollkommener Klarheit die

Bedingungen bekanntgegeben, unter denen die Vereinigten Staaten wegen eines Friedens

verhandeln wollen, und wir können und wollen keinen Vorschlag in Erwägung ziehen für eine

Konferenz über eine Angelegenheit, in der die Vereinigten Staaten ihre Stellung und Absichten

bereits klar bekanntgegeben haben.“ 
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3. Oktober 1918 – Die erste deutsche Friedensnote an die US-Regierung

Berlin - Washington * Die neue Regierung unter Reichskanzler Max von Baden unterbreitet dem

US-Präsidenten Woodrow Wilson umgehend Vorschläge für einen sofortigen Waffenstillstand.

Diese erste deutsche Friedensnote wird der US-Regierung über Schweizer Kanäle zugeleitet. Die

Verhandlungen sollen auf der Basis der Friedensbedingungen aus Wilsons

14-Punkte-Programm vom 8. Januar 1918 geführt werden. 

5. Oktober 1918 – Bitte des Reichskanzlers an Wilson um Friedensvermittlung

Rosenheim * Der Rosenheimer Anzeiger bringt unter der Überschrift „Dem Frieden entgegen -

Bitte des Reichskanzlers an Wilson um Friedensvermittlung“ ein Extra-Blatt zur Rede des

Reichskanzlers Prinz Max von Baden im Reichstag heraus:       „Im Verlauf seiner vielfach vom

Beifall der Linken und des Zentrums unterbrochenen Reichstagsrede erstattete Reichskanzler

Prinz Max von Baden unter lebhafter Spannung des Hauses folgende Mitteilung:    ‚Dank des

unvergleichlichen Heldentums unseres Heeres ist die Front im Westen ungebrochen. Dieses

stolze Bewusstsein lässt uns mit Zuversicht in die Zukunft sehen.    Gerade deshalb ist es aber

auch unsere Pflicht, Gewissheit darüber herbeiführen, ob das opfervolle, blutige Ringen nicht

einen einzigen Tag über den Zeitpunkt hinaus geführt wird, wo uns ein Abschluss des Krieges

möglich erscheint, der unsere Ehre nicht berührt.    Gestützt auf das Einverständnis aller dazu

berufenen Stellen im Reiche und auf die Zustimmung der gemeinsam mit uns handelnden

Bundesgenossen habe ich in der Nacht zum 5. Oktober 1918 durch die Vermittlung der Schweiz

an den Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika eine Note gerichtet, in der ich ihn bitte,

die Herbeiführung des Friedens in die Hand zu nehmen und hierzu mit allen kriegsführenden

Staaten in Verbindung zu treten‘.    Die Note trifft schon heute oder morgen in Washington ein.

Sie richtet sich an den Präsidenten der Vereinigten Staaten, weil dieser in seiner

Kongressbotschaft vom 8. Januar 1918 und in seinen späteren Kundgebungen, besonders auch

noch in seiner New-Yorker Rede vom 27. September ein Programm für den allgemeinen Frieden

aufgestellt hat, das wir als Grundlage für die Verhandlungen annehmen können. (Am Schluss der

Rede des Reichskanzlers ertönte wiederholter Beifall).“ 

5. Oktober 1918 – Die neue Regierung unterbreitet Vorschläge für einen Waffenstillstand

Berlin * Reichskanzler Prinz Max von Baden gibt in seiner Jungfernrede im Reichstag den Inhalt

seiner Friedensnote bekannt, in der er im Namen der deutschen Regierung den Präsidenten der

USA, Woodrow Wilson, um die Vermittlung von Waffenstillstands- und Friedensverhandlungen
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bittet.    Er spricht aber nicht nur über deutsche Friedensangebote, sondern gibt auch zu

bedenken, dass es nur dann zu einem Friedensschluss kommen kann, wenn man Deutschland

Friedensbedingungen zugesteht, die sich auch mit seiner Ehre vertragen. Sollten die Feinde des

Reiches aber Deutschland diesen Frieden nicht zugestehen, wird der Krieg weitergehen. Er

unterstreicht die These mit der Aussage, dass das Deutsche Reich - wenn nötig - zu einem

„Endkampf auf Leben und Tod“ bereit ist.     „Kein Zagen befällt mich bei dem Gedanken, dass

dieses zweite Ergebnis eintreten könnte; denn ich kenne die Größe der gewaltigen Kräfte, die

auch jetzt noch in unserem Volke vorhanden sind, und ich weiß, dass die unwiderlegliche

Überzeugung, um unser Leben als Nation zu kämpfen, diese Kräfte verdoppeln würde.“    In

dieser Antrittsrede bekennt sich Reichskanzler Max von Baden aber auch ausdrücklich       zur

parlamentarischen Demokratie im Reich und in den Einzelstaaten,   befürwortet die

Friedensresolution des Reichstags vom 14. Juli 1917 und   nimmt das Friedensprogramm des

amerikanischen Präsidenten Woodrow Wilson vorbehaltlos an.      Diese Aussagen stehen

allerdings seinem ursprünglichen politischen Programm vollkommen entgegen. 

8. Oktober 1918 – US-Präsident Wilson stellt erste Bedingungen

Washington - Berlin * US-Präsident Woodrow Wilson antwortet auf das erste

Waffenstillstandsersuchen der deutschen Regierung. Nur zögernd und misstrauisch übermittelt er

seine Vorbedingungen.    In seiner ersten Note fordert er den deutschen Rückzug aus den

besetzten Gebieten. Weitere Forderungen werden folgen. Er wirft aber auch die Frage auf, „ob

der Kanzler nur für diejenigen Gewalten des Reiches spricht, die bisher den Krieg geführt

haben“. 

12. Oktober 1918 – Die deutsche Reichsregierung will Wilsons Forderungen nachkommen

Berlin - Washington * Die deutsche Reichsregierung erklärt sich in ihrer Antwort auf das

amerikanische Schreiben bereit, die 14 Punkte des US-Präsidenten Woodrow Wilson

anzunehmen. Darunter befindet sich auch die Räumung der besetzten Gebiete.     Besonders

stellt die neue amtierende Regierung heraus, dass sie „durch Verhandlungen und in

Übereinstimmung mit der großen Mehrheit des Reichstags“ gebildet worden ist. „In jeder seiner

Handlungen, gestützt auf den Willen dieser Mehrheit, spricht der Reichskanzler im Namen der

deutschen Regierung und des deutschen Volkes.“ 

14. Oktober 1918 – US-Präsident Wilson fordert die Einstellung des U-Boot-Krieges
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Washington - Berlin * US-Präsident Woodrow Wilson fordert auf das deutsche

Waffenstillstandsersuchen in seiner zweiten Note unter anderem die Einstellung des

U-Boot-Krieges, nachdem am 11. Oktober in der Bucht von Dublin ein Passagierschiff von einem

deutschen U-Boot versenkt worden ist. 450 Menschen kamen dabei ums Leben, darunter 135

Frauen und Kinder. 

20. Oktober 1918 – Passagierschiffe werden nicht mehr durch deutsche U-Boote torpediert

Berlin - Washington * Reichskanzler Prinz Max von Baden stimmt in einer versöhnlich gestimmten

Note den amerikanischen Forderungen zu. Die von Woodrow Wilson geforderte Einstellung des

U-Boot-Krieges wird von der Reichsregierung befohlen. Die deutsche Regierung sichert dem

US-Präsidenten Wilson zu, dass Passagierschiffe durch deutsche U-Boote nicht mehr torpediert

werden. 

23. Oktober 1918 – US-Präsident Wilson will ein republikanisches Deutschland

Washington - Berlin * US-Präsident Woodrow Wilson erklärt sich in seiner Antwort auf das

Schreiben vom 20. Oktober nur zur Aufnahme von Waffenstillstandsgesprächen gemeinsam mit

den Regierungen der Alliierten bereit, wenn der deutsche Verhandlungspartner eine vom Volk

gewählte Regierung ist.    Die amerikanische Regierung will „mit keinen anderen als wahrhaften

Vertretern des deutschen Volkes verhandeln“. Aus ihrer Sicht gibt es bislang aber keinen Hinweis

dafür, dass „die Grundsätze einer dem deutschen Volk verantwortlichen Regierung jetzt bereits

vollständig angenommen sind“ und die Systemänderung im Deutschen Reich auf Dauer sein

wird. Die Amerikaner geben deutlich zu erkennen, dass sie gegenüber einem republikanischen

Deutschland oder zumindest einem Deutschland ohne Kaiser mehr Nachsicht üben würden.    Sie

setzen offenbar aber auch darauf, dass jeder zusätzliche Kriegstag die Position des Deutschen

Reichs und seiner Verbündeten weiter schwächen und die Friedensbedingungen für die USA

positiver gestalten würden. 

27. Oktober 1918 – Österreich-Ungarn will Sonderfriedensverhandlungen

Wien - Washington * Österreich-Ungarn erklärt sich in einem Schreiben an den

US-Präsidenten Woodrow Wilson zu Sonderfriedensverhandlungen bereit.
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28. Oktober 1918 – US-Präsident Woodrow Wilson verlangt die Abdankung des Kaisers

Washington - Berlin * Der US-amerikanische Präsident Woodrow Wilson verlangt die Abdankung

des Kaisers als Voraussetzung für Friedensverhandlungen. Kaiser Wilhelm II. denkt aber nicht im

geringsten an Rücktritt. 

5. November 1918 – Bereitschaft der Alliierten zu Waffenstillstandsverhandlungen

Washington - Berlin * US-Präsident Woodrow Wilson teilt der deutschen Regierung die

Bereitschaft der Alliierten zu Waffenstillstandsverhandlungen mit. Der französische

Marschall Ferdinand Foch wird ermächtigt, die deutsche Regierung zu empfangen.

6. November 1918 – Matthias Erzberger reist zu Waffenstillstandsverhandlungen

Washington - Berlin - Spa * Am Vormittag trifft in Berlin die Nachricht des US-Präsidenten

Woodrow Wilson ein, dass der Oberkommandierende der Alliierten Streitkräfte, Marschall

Ferdinand Foch, bereit sei, eine deutsche Waffenstillstandsdelegation in Compiégne zu

empfangen.    Nachdem die Reichsregierung das Ansinnen der Obersten Heeresleitung - OHL,

einen militärischen Vertreter zum Verhandlungsleiter zu ernennen, ablehnt, wird noch am selben

Tag der Staatssekretär Matthias Erzberger - gegen seinen Willen - mit der Aufgabe betraut und

an der Spitze der Abordnung auf den Weg geschickt. Weitere Mitglieder der deutschen

Verhandlungs-Abordnung sind der Leiter für Heeresangelegenheiten General Detlof von

Winterfeldt, der Kapitän zur See Ernst Vanselow und als Vertreter des Auswärtigen Amtes Alfred

von Oberndorff.     Er muss jedoch sich zuvor im Großen Hauptquartier der Obersten

Heeresleitung -OHL noch Instruktionen abholen. Der Reichsregierung ist es wichtig gegenüber

den Alliierten das politisch erneuerte Deutschland zu demonstrieren. Dazu eignet sich ein ziviler

Politiker an der Spitze der Waffenstillstands-Kommission ganz besonders. Die Deutschen hoffen

auf einen „milden Frieden“ auf der Grundlage des 14-Punkte-Programms, das der US-Präsident

Woodrow Wilson am 8. Januar 1918 verkündet hatte. 

12. November 1918 – Bitte um Milderung der Waffenstillstandsbedingungen an die USA

München - Bern - Washington * Professor Dr. Friedrich Wilhelm Foerster wird von

Ministerpräsident Kurt Eisner zum bayerischen Gesandten in Bern berufen.  Der international

anerkannte Pazifist nimmt umgehend Kontakt zum amerikanischen Pazifisten George D. Herron
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auf. Dieser leitet Eisners Bitte um Milderung der Waffenstillstandsbedingungen umgehend an den

US-Präsidenten Woodrow Wilson weiter. 

17. November 1918 – Die Vertrauenswürdigkeit der bayerischen Regierung herausgestellt

Washington - München * Der amerikanische Pazifist George D. Herron berichtet Kurt Eisner: „Ich

habe mein möglichstes getan, um den Präsidenten Wilson und die Entenre-Regierungen zu

überzeugen, dass Ihre Regierung vertrauenswürdig ist“.   Herron drängt Eisner zu einem „vollen

und offenen Bekenntnis der Schuld und Untaten der deutschen Regierung am Anfang des

Krieges und an den Grausamkeiten der Kriegsführung. […] Die moralische Wirkung einer solchen

Handlung wäre gewaltig und entscheidend.“ 

30. Dezember 1918 – US-Bürger fordern Lebensmittel-Lieferungen für Deutschland

München-Maxvorstadt - Washington * Im Hotel Kaiserhof verfassen US-amerikanische

Bürgerinnen und Bürger eine Petition an den Präsidenten der USA, Woodrow Wilson, in der sie

die baldige Einfuhr von Lebensmitteln nach Deutschland fordern.      Außerdem sprechen sie sich

für den Abschluss eines Präliminarfriedens [= Vorfrieden oder vorläufiger Frieden] aus. 

27. November 1942 – James Marshall „Jimi“ Hendrix wird in Seattle geboren

Seattle - Washington * James Marshall „Jimi“ Hendrix, der spätere Gitarrist und Songwriter, wird

in Seattle - Washington geboren. 

28. August 1963 – Josephine Baker und Martin Luther King

Washington D.C. * Josefine Baker schreitet an der Seite des Baptistenprediger Martin Luther

King auf Washington und träumt mit ihm den Traum eines gleichen und freien Amerika.    So wird

aus Baker, der erfolgreichen Tänzerin, eine Kämpferin für den Frieden, eine Galionsfigur der

Bürgerrechtsbewegung und - weil sie ihre Bisexualität stets offen gelebt hatte und bewusst an der

Seite homosexueller Künstler aufgetreten ist - bis heute auch eine Ikone der

LGBT-Bewegung.&nbsp;

28. August 1963 – Martin Luther King: „I have a Dream“
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Washington D.C. * Der Baptistenprediger Martin Luther King spricht vor 250.000 Menschen in

Washington D.C., um für seine afroamerikanischen Mitbürger „Freiheit, Gleichheit und

Arbeitsplätze“ zu fordern.&nbsp;Die Rede beginnt mit den Worten „I have a Dream“.&nbsp;    Er

träumt darin davon, „dass meine Kinder eines Tages in einer Nation leben werden, in der sie nicht

nach ihrer Hautfarbe, sondern nach ihrem Charakter beurteilt werden“.&nbsp;Er hebt hervor,

dass „der Schwarze auf einer einsamen Insel der Armut inmitten eines weiten Ozeans des

materiellen Wohlstands“ lebt, ja, er lebt „in seinem eigenen Lande im Exil“.&nbsp;    Unter den

Zuhörern befindet sich auch Bob Dylan.&nbsp;Präsident John F. Kennedy wollte die

Demonstration bis zuletzt verhindern.

11. Februar 1964 – Auftritt der Beatles im Coliseum in Washington D.C.

Washington D.C. * Auftritt der Beatles im Coliseum&nbsp;in Washington D.C..&nbsp;

1993 – Umzug der Bayerischen Staatskanzlei an den Hofgarten

München-Lehel - München-Graggenau * Umzug der Bayerischen Staatskanzlei von der

Prinzregentenstraße 9 in die Gebäude am Hofgarten. Die Bayerische Staatskanzlei ist mit 8.800

Quadratmetern wesentlich größer als das Weiße Haus in Washington (4.800 qm).
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